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ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert 
werden; die Steuer darf aber, wenn der Empfänger der 
Dividenden der Nutzungsberechtigte ist, nicht überstei­
gen:
(a) 15 % des Bruttobetrages der Dividenden, wenn der 

Nutzungsberechtigte eine Gesellschaft ist, die. min­
destens 25 % der Aktien der Gesellschaft, die die 
Dividenden zahlt, besitzt;

(b) 25 % des Bruttobetrages der Dividenden in allen an­
deren Fällen. ' \

Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft
in bezug auf die Gewinne, aus denen die Dividenden gezahlt
werden. -'. ...
3. Der in diesem Artikel verwendete Ausdrude „Dividen­

den“ bedeutet Einkünfte aus Aktien oder anderen Rech­
ten, ausgenommen Forderungen, mit Gewinnbeteiligung 
sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende 
Einkünfte, die nach dem Recht des.Staates, in dem die 
ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, den Einkünften 
aus Aktien steuerlich gleichgestellt sind.

4. Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden/ wenn der 
in einem Vertragstaat. ansässige Nutzungsberechtigte im 
anderen Vertragstaat, in dem die die Dividenden zah­
lende Gesellschaft ansässig ist, eine gewerbliche Tätig­
keit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine 
selbständige, Arbeit durch eine dort gelegene feste Ein­
richtung ausübt und die Beteiligung, für die die Divi­
denden gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betrieb­
stätte oder festen Einrichtung gehört. In diesem Fäll sind 
Artikel 7 bzw. Artikel 15 anzuwenden.

5. Bezieht eine in einem Vertragstaat ansässige Gesell­
schaft Gewinne oder Einkünfte aus dem anderen Ver­
tragstaat, so darf dieser andere Staat weder die von der 
Gesellschaft gezahlten Dividenden besteuern, es sei denn, 
daß diese Dividenden an eine im anderen Staat ansäs­
sige Person gezahlt werden oder daß die Beteiligung, für 
die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu einer 
im anderen Staat gelegenen Betriebstätte oder festen 
Einrichtung gehört, noch Gewinne der Gesellschaft einer 
Steuer für nichtausgeschüttete Gewinne unterwerfen, 
selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die nicht- 
ausgeschütteten Gewinne ganz oder teilweise aus im 
anderen Staat erzielten Gewinnen oder Einkünften be­
stehen.

Artikel 12 
Zinsen

1. Zinsen, die aus einem Vertragstaat stammen und an eine 
im anderen Vertragstaat ansässige Person gezahlt wer­
den, können im anderen Staat besteuert werden.

2. Diese Zinsen können jedoch auch in dem Vertragstaat, 
aus dem sie stammen, nach dem Recht dieses Staates be­
steuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Emp­
fänger der Zinsen der Nutzungsberechtigte ist, 15 % des 
Bruttobetrages der Zinsen nicht übersteigen.

3. Ungeachtet der Bestimmungen Von Absatz 2
(a) werden Zinsen, die aus einem Vertragstaat stam­

men, von der Steuer in diesem Staat befreit, voraus­
gesetzt, daß sie
(i) der Regierung oder einer Gebietskörperschaft 

des anderen Vertragstaates zufließen und diese 
die Nutzungsberechtigten sind;.oder 

(ii) der Zentralbank des anderen Vertragstaates zu­
fließen und diese der Nutzungsberechtigte ist;

(b) werden aus einem Vertragstaat stammende Zinsen 
von der Steuer in diesem Vertragstaat ausgenom­
men, und zwar in einem von der Regierung dieses 
Staates gebilligten Umfang, wenn sie Personen (mit 
Ausnahme der im Buchstaben (a) genannten Per­

sonen) zufließen und diese Nutzungsberechtigte sind, 
die in dem anderen Vertragstaat ansässig sind, vor­
ausgesetzt, daß die Transaktion, die die Forderung 
begründet, in dieser Hinsicht von der Regierung des 
erstgenannten Vertragstaates gebilligt worden ist.

4. Der ln diesem Artikel verwendete Ausdruck „Zinsen“ 
bedeutet Einkünfte aus Forderungen jeder Art, auch 
wenn die Forderungen durch Pfandrechte an Grundstük- 
ken gesichert oder mit einer Beteiligung am Gewinn des 
Schuldners ausgestattet sind, und insbesondere Einkünfte 
aus öffentlichen Anleihen und aus Obligationen ein­
schließlich der damit verbundenen Aufgelder und der 
Gewinne aus Losanleihen. Zuschläge für verspätete Zah­
lung gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses Artikels.

5. Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der 
in einem Vertragstaat ansässige Nutzungsberechtigte im 
anderen Vertragstaat, aus dem die Zinsen stammen^ eine 
gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betrieb­
stätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort ge­
legene feste Einrichtung ausübt und die Forderung, für

- diö die Zinsen gezahlt werden, tatsächlich-zu dieser Be­
triebstätte öder festen Einrichtung gehört. In diesem 
Fall ist Artikel 7 bzw. Artikel 15 anzuwenden.

6. Zinsen gelten dann als aus einem Vertragstaat stam­
mend, wenn der Schuldner dieser Vertragstaat selbst, 
eine seiner Gebietskörperschaften oder eine in diesem 
Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der 
Zinsen, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem Vertrag­
staat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragstaat eine 
Betriebstätte oder eine feste Einrichtung und ist die 
Schuld, für die die Zinsen gezahlt werden, für Zwecke 
der Betriebstätte oder der festen Einrichtung eingegan­
gen worden und trägt die Betriebstätte oder die feste 
Einrichtung die Zinsen, so gelten die Zinsen als aus dem 
Staat stammend, in dem die Betriebstätte oder die feste 
Einrichtung liegt.

7. Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungs­
berechtigten oder zwischen jedem von ihnen und einem 
Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb 
die Zinsen, gemessen an der zugrunde liegenden Forde­
rung, den Betrag, den Schuldner und. Nutzungsberech­
tigter ohne diese Beziehungen, vereinbart hätten, so wird 
dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. 
In diesem Fall kann der übersteigende Betrag nach dem 
Recht eines jeden Vertragstaates und unter Berücksich­
tigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens 
besteuert werden.

Artikel 13
Lizenzgebühren und Gebühren 

für technische Dienste
1. Lizenzgebühren und Gebühren für technische Dienste, 

die aus einem Vertragstaat stammen und an eine im an­
deren Vertragstaat ansässige Person gezahlt werden, 
können in diesem Staat besteuert werden.

2. Solche Lizenzgebühren und Gebühren für technische 
Dienste können jedoch auch in dem Vertragstaat, aus 
dem sie stammen, und nach dem Recht dieses Staates 
besteuert werden, aber wenn der Empfänger der Nut­
zungsberechtigte dieser Lizenzgebühren oder Gebühren 
für technische Dienste ist, darf die so erhobene Steuer 
22,5 % (zweiundzwanzig Komma fünf) des Bruttobetra­
ges der Lizenzgebühren oder Gebühren für. technische 
Dienste nicht überschreiten.

3. Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Lizenzge­
bühren“ bedeutet Vergütungen jeder Art, die für die 
Benutzung oder für das Recht auf Benutzung von Ur­
heberrechten an literarischen, künstlerischen oder wis­
senschaftlichen Werken, einschließlich kinematographi- 
scher Filme oder Bänder, die für Rundfunk- oder Fern-


